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Text 

§ 1b 

Nutzungskonzepte und Zonierungspläne 

(1) Für Sondernutzungen nach dem Tarif (§ 1 Abs. 1), nach der Anlage I (§ 1 Abs. 3) und 
Sondernutzungen, die einer privatrechtlichen Zustimmung der Stadt Wien als Grundeigentümerin 
bedürfen (§ 1 Abs. 2), sowie Einrichtungen, Sachen u. dgl., mit denen die Sondernutzung ausgeübt wird, 
können aus Gründen einer geordneten und vorausschauenden Gestaltung der Nutzung des öffentlichen 
Grundes in der Gemeinde gemäß § 1, insbesondere aus den in den § 1a sowie § 2 Abs. 2 bis Abs. 2c 
genannten Gründen, Nutzungskonzepte und Zonierungspläne beschlossen werden. Diese können 
insbesondere für Bereiche mit gegenwärtigem bzw. zu erwartendem starken Nutzungsdruck, 
Nutzungskonflikten, starker Verkehrsfrequenz, touristischen Nutzungen, Knotenpunkten des öffentlichen 
Verkehrs, öffentlichen Einrichtungen (beispielsweise Krankenhäusern, Altersheimen, Bahnhöfen, 
Theater, Sportplätzen, Parks), hoher Verbauungsdichte, Schutzzonen nach § 7 der Bauordnung für Wien, 
LGBl. für Wien Nr. 11/1930, in der jeweils geltenden Fassung, Fußgängerzonen und für Arten des 
Gebrauches im angeschlossenen Tarif und in der angeschlossenen Anlage I erlassen werden. Sie sind 
Verordnungen, die vom Magistrat festgesetzt und abgeändert werden können. Sie sind im Amtsblatt der 
Stadt Wien kundzumachen. Sie können auch im Internet zur Verfügung gestellt werden, wobei dieser 
Bekanntmachung keine verbindliche Wirkung zukommt. Danach kann jedermann gegen Ersatz der 
Vervielfältigungskosten die Ausfolgung der Nutzungskonzepte und Zonierungspläne und der 
dazugehörigen Planbeilagen verlangen. 
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(2) Bei der Festsetzung und Abänderung der Nutzungskonzepte und Zonierungspläne ist 
insbesondere Bedacht zu nehmen auf 

 1. die Befriedigung des zeitgemäßen Verkehrsbedürfnisses der Bevölkerung und der Wirtschaft; 

 2. die Gewährleistung ausreichender Flächen für die Erholung, die Bewegung, das Verweilen und 
die Begegnung unter Berücksichtigung der Ansprüche der Bevölkerung an die 
Aufenthaltsqualität für Personen (insbesondere Gewährleistung von nicht kommerziellen 
Aufenthalts- und Kommunikationsbereichen); 

 3. die Gewährleistung zeitgemäßer Einrichtungen zur Ver- und Entsorgung, insbesondere in Bezug 
auf Wasser, Energie und Abfall; 

 4. die Vorsorge von Flächen für der Öffentlichkeit dienende Einrichtungen, insbesondere für 
Bildungs-, Sport-, kulturelle, religiöse, soziale, sanitäre und Sicherheitszwecke sowie für Zwecke 
der öffentlichen Verwaltung; 

 5. die wirtschaftliche Entwicklung einschließlich des Tourismus; 

 6. eine angemessene Vielfalt und Ausgewogenheit der Nutzungen unter Berücksichtigung der 
räumlichen Gegebenheiten und Zusammenhänge; 

 7. die Sicherstellung sowie die Herbeiführung eines den zeitgemäßen Vorstellungen entsprechenden 
örtlichen Stadtbildes und die Gewährleistung des Bestandes von Gebieten, die wegen ihres 
örtlichen Stadtbildes in ihrem äußeren Erscheinungsbild erhaltungswürdig sind; 

 8. die Berücksichtigung der Grundsätze der barrierefreien Gestaltung. 

(3) Bei Festsetzung und Abänderung der Nutzungskonzepte und Zonierungspläne ist auf die 
Flächenwidmungs- und Bebauungspläne nach der Bauordnung für Wien, die Planungsvorstellungen, 
welche in Beschlüssen des Gemeinderates dargelegt sind, sowie auf Planungen und Maßnahmen des 
Bundes Bedacht zu nehmen. 

(4) Der Magistrat hat vor der Festsetzung und Abänderung von Nutzungskonzepten und 
Zonierungsplänen die örtlich zuständige Bezirksvorsteherin bzw. den örtlich zuständigen 
Bezirksvorsteher sowie die Wirtschaftskammer Wien, die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien, 
die Kammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten für Wien, Niederösterreich und Burgenland und 
die Wiener Landwirtschaftskammer zu hören; der örtlich zuständigen Bezirksvorsteherin bzw. dem 
örtlich zuständigen Bezirksvorsteher sowie den Kammern steht es frei, innerhalb der vom Magistrat 
festzusetzenden Frist, die zwei Monate nicht überschreiten darf, beim Magistrat schriftlich Stellung zu 
nehmen. 

(5) Für das Verfahren zur Festsetzung und Abänderung der Nutzungskonzepte und Zonierungspläne 
gelten ausschließlich die vorstehenden Bestimmungen. 

(6) Der Magistrat hat als Grundlagen für die Nutzungskonzepte und Zonierungspläne insbesondere 
die wirtschaftlichen, infrastrukturellen und stadträumlichen Gegebenheiten zu erheben, welche für deren 
Zwecke erforderlich sind, sowie dazu eine Datensammlung anzulegen und zu führen. Es können auch die 
Daten der Grundlagen für die Stadtplanung und Stadtentwicklung nach der Bauordnung für Wien sowie 
sonstige vorhandene Daten verwendet werden. 

(7) Die Nutzungskonzepte und Zonierungspläne begründen unmittelbar weder Rechte noch 
Verpflichtungen. Sie regeln, ob bzw. in welcher Weise auf dem von ihnen erfassten öffentlichen Grund in 
der Gemeinde gemäß § 1 eine Nutzung zulässig oder unzulässig ist. In diesen kann insbesondere 
Folgendes festgelegt werden: 

 1. Bereiche, die bestimmten Nutzungen vorbehalten sind; 

 2. Bereiche, die einer nicht kommerziellen Nutzung, insbesondere zur Gewährleistung von nicht 
kommerziellen Aufenthalts- und Kommunikationsbereichen von Personen, vorbehalten sind; 

 3. Bereiche, die von jeder Sondernutzung freizuhalten sind, beispielsweise visuelle Freiräume und 
Sichtbeziehungen; 

 4. Gestaltungsvorgaben für bestimmte Einrichtungen, Sachen u. dgl., mit denen die Sondernutzung 
ausgeübt wird; 

 5. Festlegung von Nutzungszeiten für bestimmte Sondernutzungsarten und sonstige Festlegungen, 
beispielsweise Beschränkungen des Warensortimentes bei Verkaufsständen. 

(8) Die Nutzungskonzepte und Zonierungspläne können für verschiedene übereinanderliegende 
Räume desselben Plangebietes gesonderte Festlegungen im Sinne des Abs. 7 ausweisen. 

(9) Der Magistrat kann durch Verordnung feststellen, dass zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Bestimmung in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. für Wien Nr. 61/2016 vorhandene 
Nutzungskonzepte und Zonierungspläne des Magistrates oder Teile davon als Nutzungskonzepte und 
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Zonierungspläne im Sinne dieses Gesetzes gelten. Diese Nutzungskonzepte und Zonierungspläne sind in 
der Verordnung zu bezeichnen. Teile, die nicht umfasst werden, sind ausdrücklich zu bezeichnen. Die 
Verordnung ist im Amtsblatt der Stadt Wien kundzumachen; Abs. 1 vorletzter und letzter Satz gelten 
sinngemäß. Eine Feststellung im Sinne dieser Bestimmung ist nur zulässig, wenn bei der Erstellung der 
Nutzungskonzepte und Zonierungspläne die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Bestimmung in der 
Fassung des Landesgesetzes LGBl. für Wien Nr. 61/2016 geltenden gesetzlichen Bestimmungen in den 
Grundzügen eingehalten worden sind. 
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